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Friedenspoli+k für die Welt des 21. Jahrhunderts 
 
Das interna*onale System befindet sich in einem Umbruch von historischer Tragweite. Die Dominanz der 
USA geht zu Ende. Eine neue Hegemonialmacht wird es auf absehbare Zeit nicht geben. Es entsteht eine 
mul*polare Weltordnung. Keine der heute lebenden Genera*onen kennt ein solches System aus eigener 
Erfahrung. 
Der Umbruch wirG neue Fragen zu Krieg und Frieden auf. So zur Posi*onierung der Friedensbewegung in 
der Rivalität der Großmächte, zu Stabilitätsrisiken eines mul*polaren Systems, zum Verhältnis von inter-
nen Verhältnissen eines Landes und interna*onalem System sowie zum Zusammenhang von Krieg und 
Frieden mit den globalen Problemen von Klimawandel, Armut, technologischen Umwälzungen wie Digi-
talisierung und künstliche Intelligenz. Wir haben es mit einer enorm gesteigerten Komplexität zu tun. 
Aufgabe von Friedenspoli*k auf der Höhe der Zeit ist es, Antworten auf die neuen Entwicklungen der 
Weltordnung zu finden und sie strategisch zu verarbeiten. 
Der vorliegende Text will zur Diskussion über die Veränderungen der machtpoli*schen Struktur und Dy-
namik des interna*onalen Systems und die Konsequenzen daraus für Friedenspoli*k anregen.1 Dabei 
haben wir nicht den Anspruch, die Thema*k in all ihren Dimensionen behandelt zu haben. Kommentare, 
Kri*k und Widerspruch sind willkommen. Wich*g ist, dass die Diskussion in Gang kommt. 
 

 

1. Die Umbrüche im interna<onalen System verstehen 
Die zentrale Determinante für Struktur und Dynamik des interna4onalen Systems ist auf absehbare Zu-
kun: seine Transforma4on zu einem polyzentrischen System. Die Transforma4on ist unau?altsam. Die 
geopoli4sche Dominanz der USA und ihrer Verbündeten endet. Sie führt zur „Entwestlichung“ der inter-
na4onalen Machtverhältnisse. Das ist die eigentliche Zeitenwende. Es entsteht eine Pluralität von geo-
poli4schen Machtzentren, die jedoch unterschiedliches Gewicht haben.  
 

1.1. Die USA bleiben Supermacht 
Die USA bleiben dabei durchaus Supermacht. Sie haben bei allen wesentlichen Machtressourcen – Mili-
tär, ökonomisches Poten4al, Technologie, poli4scher Einfluss und So: Power – nach wie vor eine Spit-
zenstellung. Mit ihren Militärallianzen und über 800 ausländischen Militärstützpunkten, mit ihren Kon-
zernen, dem Dollar als interna4onaler Währung, ihren Geheimdiensten, Medien, ihrer Kulturindustrie 
verfügen sie über eine einzigar4ge Präsenz auf der ganzen Welt. Ein machtpoli4sch besonders wich4ges 
Instrument ist dabei die NATO. Sie wurde von den USA gegründet und steht unter ihrer Führung. Gegen 
den Willen Washingtons kann in der NATO keine wich4ge Frage entschieden werden. Auch im Indo-
Pazifik formiert Washington derzeit ein gegen China gerichtetes System von Militärbündnissen. 
Die Verfügung über die ganze Bandbreite von Machtressourcen gibt Washington eine Vielfalt von Hand-
lungsop4onen wie sonst keinem anderen Land, und kons4tuiert in allen Außenbeziehungen - zu Freund 
wie zu Feind - eine Asymmetrie. Das heißt auch, dass die USA ihre Interessen mehr als jeder andere 
durch Machtressourcen unterhalb der militärischen Schwelle durchsetzen können, u.a. durch Technolo-
gie- und Wirtscha:ssank4onen und viele Formen poli4schen Drucks. Dabei können auch Wirtscha:s-
sank4onen durchaus verheerende und tödliche Wirkungen haben. So starb z.B. nach UN-Angaben in-
folge des Embargos gegen den Irak 1990-2003 mindestens eine halbe Million Menschen.2 Entwicklungs-
länder sind besonders verletzlich. Neben ihren Lieblingsfeinden China, Russland, Iran, Kuba, Nicaragua, 
Nord-Korea, Venezuela stehen auch ca. 15 Low-Income-Countries auf Washingtons Sank4onsliste.3 Die 
Arroganz der Macht wird ganz besonders deutlich, wenn die Sank4onen extraterritorial, d.h. gegen 

 
1 An der Formulierung des Textes waren beteiligt: Michael Brie, Erhard Crome, Frank Deppe, Peter Wahl. Die Verantwortung für die Endfas-
sung liegt allein bei der Ini$a$ve ‚Die Waffen nieder!‘ 
2 UN Economic and Social Council (2000): The adverse consequences of economic sanc$ons on the enjoyment of human rights. 
E/CN.4/Sub.2/2000/33 21 June 2000  
3 The Washington Post, 25.7.2024: How four U.S. Presidents Unleashed Economic Warfare across the Globe. https://www.washing-
tonpost.com/business/interactive/2024/us-sanction-countries-work/ 
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Drige verhängt werden, wenn diese sich Washington nicht unterwerfen wollen. Selbst die Bundesregie-
rung hält dies für völkerrechtswidrig – zumindest tat sie das bis zur Sprengung von Nord-Stream II. 
Die außerordentliche Machhülle prägt auch die US-Eliten mental. So wie es zum Wesen von Hegemonie 
gehört, dass jene, die ihrem Einfluss erliegen, sie als das Normale und quasi Naturgegebene wahrneh-
men, so ist der globale Führungsanspruch für die poli4sche Klasse in Washington eine Selbstverständ-
lichkeit. Jede Infragestellung wird als Bedrohung aufgenommen. So meint z.B. Ex-Präsident Obama: 
„Amerika muss auf der Weltbühne immer führen“, … „ich glaube mit jeder Faser meines Wesens an die 
amerikanische Sonderstellung“ [excep*onalism].4  
Die Verfügung über Machtressourcen kons4tuiert die Krä:everhältnisse im interna4onalen System und 
erklärt – zwar nicht ausschließlich, aber zum großen Teil – die Außenpoli4k eines Landes. 
 

1.2. Supermacht China und die neue Rolle des Globalen Südens 
Im Zentrum der Umbrüche steht der rasante Aufs4eg von Ländern des Globalen Südens, vorneweg Chi-
nas. Dessen atemberaubende Entwicklung vom Entwicklungsland zur Supermacht innerhalb zweier Ge-
nera4onen ist materiell, poli4sch wie psychologisch eine Provoka4on westlichen Überlegenheitsden-
kens im Allgemeinen und des Dominanzanspruchs der USA im Besonderen. 
Von den Machtressourcen her ist China den USA dicht auf den Fersen. Gemessen in Kauora:paritäten5 
hat die chinesische Volkswirtscha: die USA sogar bereits überholt,6 auch wenn es beim Wohlstandsin-
dikator ‚Pro-Kopf-Einkommen‘ erst das Niveau von Ländern wie Serbien oder Bulgarien erreicht hat. Mi-
litärisch und technologisch ist China inzwischen eine Supermacht, und verfügt mit seinen beispiellosen 
Entwicklungserfolgen insbesondere im Globalen Süden über beträchtliche So:-Power. 
Indien, inzwischen das bevölkerungsreichste Land der Welt, verfügt nach Kauora:parität schon jetzt 
über die driggrößte Volkswirtscha:. Auch formuliert die indische Führung offen den Anspruch auf Groß-
machtstatus. Allerdings ist die Differenz zwischen Anspruch und Wirklichkeit noch groß, und es dür:e 
einige Zeit dauern, bis das Land in die erste Reihe der Weltmächte aufrückt. 
China und Indien stehen für die neue weltpoli4sche Bedeutung des Globalen Südens, wo auch Länder 
wie Indonesien, Brasilien, Südafrika, Saudi-Arabien oder das NATO-Mitglied Türkei eine geopoli4sch ei-
genständigere Rolle zu spielen versuchen. Weitaus mehr als die Bewegung der Blockfreien während des 
Kalten Kriegs 1.0. ist der Globale Süden heute zu einem machtpoli4schen Faktor geworden. Das Schei-
tern des Westens, ihn im Ukrainekrieg auf seine Seite zu ziehen, ist dafür ein Indikator von vielen. Pro-
jekte wie die BRICS oder die Shanghai Coopera*on Organiza*on (SCO) wollen „eine demokra*schere 
und gerechte mul*polare Welt auf der Grundlage des Völkerrechts, der Gleichheit, des gegensei*gen 
Respekts, der Zusammenarbeit, des gemeinsamen Handelns und kollek*ver Entscheidungen aller Staa-
ten“.7 Demnach geht es also nicht darum, den einen Hegemon durch einen anderen zu ersetzen, sondern 
das Prinzip der Hegemonie selbst in Frage zu stellen.  
D.h. die Selbstorganisa4on des Südens richtet sich objek4v in erster Linie gegen die Vorherrscha: der 
USA und deren Gefolge. Das ist das eigentlich Verbindende. Ansonsten ist der Globale Süden keine ho-
mogene Interessengruppe. In einigen Fällen gab es sogar bewaffnete Konflikte untereinander, so zwi-
schen China und Indien, zwischen Pakistan und Indien, oder Armenien und Aserbaidschan. 
 

1.3. Der Wiederaufs@eg Russlands zur Großmacht 
Russland war nach der Niederlage im Kalten Krieg 1.0. auch als Weltmacht am Ende. Die Versuche, sich 
nach 1991 dem Westen anzunähern - auch noch zu Beginn der Ära Pu4n - ohne sich zugleich der US-
Hegemonie unterzuordnen, sind gescheitert. Die entscheidende Rolle spielte dabei, dass die USA von 

 
4 Rede an der Militärakademie Westpoint, 28.5.2014. h[ps://obamawhitehouse.archives.gov/the-press-office/2014/05/28/remarks-presi-
dent-united-states-military-academy-commencement-ceremony 
5 Das Bru[oinlandsprodukt (BIP) wird von IWF, Weltbank u.a. Ins_tu_onen sowohl in Wechselkurs- als auch in Kauarabparität (KKP) angege-
ben. Da die Produk_onskosten für alle im jeweiligen Inland produzierten Güter und Dienstleistungen aufgrund von Unterschieden bei Arbeits-
kosten, Zugang zu Rohstoffen, Skaleneffekte durch den Binnenmarkt etc. erheblich sein können und sich damit entsprechend auf die wirt-
schabliche Leistungskrab auswirken, verzerrt die Rechnung nach Wechselkursparitäten ob das Bild. So kann eine Kursänderung einer Wäh-
rung über Nacht ein größeres oder kleineres BIP erscheinen lassen, obwohl sich realwirtschablich nichts geändert hat. 
6 Interna_onal Monetary Fund (IMF), data. h[ps://data.imf.org/?sk=388dfa60-1d26-4ade-b505-a05a558d9a42 
7 Abschlusserklärung der BRICs-Gründungskonferenz, Jekaterinburg 2009. 
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Anfang an die Entstehung einer engeren Bindung zwischen EU bzw. wich4gen Mitgliedsländern und 
Russland blockiert haben. Das wich4gste Instrument war dabei die NATO-Osterweiterung. Sie war zwar 
ein Bruch mit dem Prinzip der ungeteilten, gemeinsamen Sicherheit, entspricht aber einem Essen4al der 
außenpoli4schen Doktrin Washingtons: „die Entstehung eines Hegemons in Eurasien“ unbedingt zu ver-
hindern.8 
In den 2000er Jahren begann nicht nur eine Konsolidierung im Inneren, sondern mit der Modernisierung 
der russischen Nuklearstreitkrä:e auch der Wiederaufs4eg als Großmacht. Auf dem Sektor der strategi-
schen Atomwaffen hat das Land Supermachtstatus. D.h. es besteht ein strategisches Gleichgewicht (des 
Schreckens) mit den USA. Selbst bei einem nuklearen Erstangriff der USA, würde Moskau mit seiner 
Zweitschlagskapazität die USA noch in Schug und Asche legen können. 
Das ist für die US-Eliten nur schwer zu ertragen. Es gibt daher immer wieder Diskussionen, über einen 
Enthauptungsschlag, mit dem die russische Zweitschlagsfähigkeit ausgeschaltet werden könnte. Die Ost-
erweiterung der NATO und insbesondere die poten4elle Aufnahme der Ukraine wird von Moskau als 
Möglichkeit dazu wahrgenommen. Als Bedrohungsszenario ist dies Bestandteil der russischen Mili-
tärdoktrin. Bereits ohne Krieg wäre die Enthauptungsfähigkeit ein gewal4ges Druckmigel, um Wohlver-
halten zu erzwingen. Das meinte Pu4n in seiner Rede zur Rechher4gung des Einmarschs in die Ukraine: 
„Tomahawk-Marschflugkörper bräuchten weniger als 35 Minuten, um Moskau zu erreichen, 7 bis 8 Mi-
nuten für ballis*sche Raketen aus der Region Charkow und 4 bis 5 Minuten für Hyperschallraketen. Das 
nennt man, das Messer an der Kehle zu haben.“9 
Bei allen anderen Machtressourcen, angefangen beim konven4onellen Militär, ist Russland den USA weit 
unterlegen. Allerdings sollte daraus nicht die Unterschätzung folgen, wie sie in dem Spruch Helmut 
Schmidts vom „Burkina Faso mit Atomraketen“ zum Ausdruck kommt. In Kauora:paritäten liegt der 
russische Kapitalismus im globalen Ranking des IWF auf Platz sechs hinter Japan und Deutschland, und 
klar vor Großbritannien (Rang 9) und Frankreich (Rang 10). Es ist bezeichnend, dass in den großen Me-
dien das Ranking nach KKP selten vorkommt. Aber selbst nach Wechselkursparität belegt Russland im-
merhin noch Platz 11 (2023) – Tendenz steigend. Auch die Fehleinschätzungen bei der Wirkung von 
Sank4onen ist typisches Beispiel für die notorische Unterschätzung Russlands. Die vollmundige Ankün-
digung der deutschen Außenministerin, das Land zu ruinieren, erwiesen sich als dünkelha:e Illusion.  
Inzwischen ist es zu einer weitgehenden wirtscha:lichen Abkopplung vom Westen gekommen. Moskau 
hat die Abwendung vom Westen zum strategischen Ziel seiner außenpoli4schen Orien4erung ge-
macht.10 Sie begann schon vor dem Ukrainekrieg und hat sich seit 2022 enorm beschleunigt.  
Mit China ist eine strategische Allianz auf der Grundlage komplementärer Interessen entstanden. Russ-
land profi4ert von der überlegenen Wirtscha:skra: und dem technologischen Know-how Chinas. Pe-
king ist umgekehrt in der Konfronta4on mit den USA daran interessiert, an der 4.000 km langen gemein-
samen Grenze einen strategischen Partner, innenpoli4sch stabilen Nachbarn und Lieferanten wich4ger 
Rohstoffe zu haben. 
 

1.4. Die EU in der neuen Weltordnung 
Im Jahr 1900 stellte Europa fast ein Viertel der Weltbevölkerung. Gegenwär4g sind es für die EU noch 
5,5%, die bis 2050 auf 4,5% sinken werden. Schon jetzt hat sich der Schwerpunkt der Weltwirtscha: 
vom transatlan4schen Raum nach Ostasien verlagert. Für 2050 wird ein Schrumpfen des EU-Anteils am 
globalen BIP von derzeit 14% auf 9% prognos4ziert.11 1980 waren es noch über 20%.  
In einer mul4polaren Weltordnung möchte die EU eigenständiger Pol sein, auf Augenhöhe mit den USA 
und China. Dazu sollen alle Poli4kfelder in den Dienst der geopoli4schen Ambi4onen gestellt werden: 
Klima, Energie- und Rohstoffe, Wirtscha:, Technologie, Medien etc. In Worten des Strategischen 

 
8 Congressional Research Service. U.S. Role in the World: Background and Issues for Congress. Updated January 19, 2021.  
h[ps://crsreports.congress.gov/product/pdf/R/R44891. 
9 Pu_n, Rede an die Na_on, 21.2.2022. h[ps://www.an_-spiegel.ru/2022/praesident-pu_ns-komple[e-rede-an-die-na_on-im-wortlaut/ 
10 Ministry of Foreign Affairs of the Russian Federa_on (2023). The Concept of the Foreign Policy of the Russian Federa_on. 
h[ps://mid.ru/en/foreign_policy/fundamental_documents/1860586/ 
11 Price Waterhouse Cooper (2017): The long view: how will the global economic order change by 2050. London 
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Kompasses heißt es, „die volle Bandbreite der EU-Poli*k und ihre Hebel als Mach*nstrumente zu nut-
zen.“12 Auch die Erweiterungspoli4k wird zum geopoli4schen Machterwerb genutzt.  
Bei der EU ist jedoch der Unterschied zwischen Wollen und Können besonders groß. Sie ist kein Staat, 
sondern ein Hybrid aus Staatenallianz und suprana4onalen Elementen von Staatlichkeit. Mit dieser kom-
plizierten Konstruk4on verfügt sie über deutlich weniger Handlungsfähigkeit als ein klassischer Staat. 
Akut setzen Wachstumsschwäche und Verluste bei Wegbewerbsfähigkeit und Spitzentechnologien die 
EU enorm unter Druck, während die internen Widersprüche und zentrifugalen Tendenzen zunehmen, 
wie u.a. die Wahlen zum EU-Parlament 2024 zeigten.  
Hinzu kommt, dass die NATO einer geopoli4schen Eigenständigkeit der EU enge Grenzen setzt. Das führt 
in den Essen4als interna4onaler Poli4k zur Unterordnung unter die USA. 
Von einigen Mitgliedsländern, vor allem im Osten, ist das so gewollt. Sie vertrauen den USA mehr als 
den EU-Führungsmächten Frankreich und Deutschland. Selbst mit Trump würde sich an der Unterord-
nung unter die USA nichts grundsätzlich ändern. Er will vor allem NATO-Europa stärker an den Kosten 
für die Sicherung der US-Hegemonie beteiligen und die Lasten des Ukrainekriegs abwälzen. Solange die 
NATO exis4ert, dür:e der Wunsch der EU nach autonomem Weltmachtstatus unerfüllt bleiben.  
Vor diesem Hintergrund ist die Kontroverse um ‚strategische Autonomie‘ und ‚Transatlan*smus‘ Aus-
druck von Abs4egsängsten: „Die nächsten Jahrzehnte werden diesen Kon*nent grundlegend herausfor-
dern,  … ich fürchte wir werden außenpoli*sch ein Zwerg bleiben, wenn wir nicht aus der Eins*mmigkeit 
herauskommen“,13 so Manfred Weber, Frak4onschef der Konserva4ven EVP im EU-Parlament (EP). Nach 
500 Jahren Kolonialismus, Imperialismus und Neokolonialismus Europas ist das eine schwere Kränkung 
für das Selbstwertgefühl der Funk4onseliten und ihr Überlegenheitsdenken. So heißt es schon 2016 in 
einer Resolu4on des EU-Parlaments „dass die EU ihre Sicherheits- und Verteidigungsfähigkeiten stärken 
muss, da sie ihr volles Potenzial als Weltmacht nur nutzen kann, wenn sie ihre einzigar*ge ‚SoG Power‘ 
im Rahmen eines umfassenden EU-Ansatzes mit ‚Hard Power‘ kombiniert“.14 
In solchen Formulierungen schimmert Panik vor dem Abs4eg durch. Sie ist ein starker Treiber für die 
Militarisierung und den Bellizismus. Symptoma4sch dafür ist die Resolu4on des neuen Europaparla-
ments zur Ukraine vom Juli 2024, die vom Geist militaris4scher Durchhalteparolen durchtränkt ist, wäh-
rend das völkerrechtliche Gebot zu Diploma4e und Verhandlungen nicht vorkommen. 15 Dazu passt auch 
die Nominierung von Kaja Kallas, einer fana4schen Russenhasserin, als Außenbeau:ragte. 
 

1.5. Die deutsche „Zeitenwende“ 
Abs4egsängste treiben auch die deutschen Funk4onseliten um. So erklärte Bundespräsident Steinmeier 
„Selbstbehauptung“ zur Aufgabe unserer Zeit, denn es kämen „raue, härtere Jahre“.16 
In der Tat ist Deutschland von Niedergangstendenzen auf verschiedenen Gebieten erfasst. Die Wirtscha: 
steht vor einschneidenden Strukturanpassungen, von denen nicht sicher ist, ob sie gelingen. Die Dekar-
bonisierung, an sich sinnvoll und notwendig, aber ohne kohärentes Konzept, die Abkopplung von russi-
schem Erdgas und damit von einem jahrzehntelangen Wegbewerbsvorteil, die Wegbewerbsstärke Chi-
nas, Hinterherhinken bei Digitalisierung, Verfallserscheinungen bei der Infrastruktur, Infla4on und sin-
kende Reallöhne – all das bedroht die Zukun: des deutschen Wirtscha:s- und Sozialsystems.  
Ökonomische Stärke war aber bisher das Fundament für Deutschlands Rolle in der EU und für eine ge-
wisse Weltgeltung. Da dieses Fundament zu bröckeln beginnt, soll jetzt die Machtressource Militär her-
angezogen werden, um dem geopoli4schen Bedeutungsverlust zu entkommen. 
Dabei geht es nicht nur um die militärische Hardware. Auch mental wird mit der Entmogung des alten 
Feindbildes von der Gefahr aus dem Osten und mit unverhohlener Geschichtskligerung aufgerüstet. Die 
öffentlich-rechtlichen und andere große Medien sind dabei zu staatstragenden Echokammern des neuen 
Bellizismus geworden.  

 
12 Rat der Europäischen Union (2022): Ein Strategischer Kompass für Sicherheit und Verteidigung. S.7 
13 Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung. 2.6.2024; S. 2. Eins_mmigkeit meint das Konsensprinzip in Außen- und Sicherheitspoli_k. 
14 Europäisches Parlament. Umsetzung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli_k. 14.12.2016. P8_TA-PROV(20216)0503 
15 Die Notwendigkeit der anhaltenden Unterstützung der EU für die Ukraine. Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. Juli 2024 
(2024/2721(RSP)) 
16 FAZ, 24.5.2024; S. 1 
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Zugleich wird damit implizit anerkannt, dass die EU als militärischer Faktor nur unzulänglich in Frage 
kommt. Deshalb setzt man jetzt parallel dazu auf die na4onalstaatliche Karte. Das hat zudem den Vorteil, 
in der Rivalität um die Führung in der EU gegenüber Frankreich an Gewicht zu gewinnen.  
Allerdings verfügt Paris mit der Atombombe und dem ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat über einen 
Trumpf, der für Berlin unerreichbar ist. Das versucht Macron zu nutzen, indem er die Force de frappe als 
Ersatz für die atomare Präsenz der USA offeriert. Das würde ein Stück strategischer Autonomie bieten, 
aber zugleich französische Hegemonie in der EU begründen. Das wollen weder Berlin noch die Mitglieds-
staaten im Osten. Sie ziehen die transatlan4sche Op4on vor.  
Damit verschiebt sich das machtpolitische Gravitationszentrum der EU von Westeuropa nach Osten. 
Polen und das Baltikum verstehen sich als Frontstaaten und leiten daraus den Anspruch auf mehr Ein-
fluss ab. Die Position Deutschlands in der EU ist dank seiner geografischen Mittellage, seiner starken 
wirtschaftlichen Präsenz in den östlichen Mitgliedsländern und seiner „Zeitenwende“ gestärkt worden, 
während die deutsch-französische Achse an Bedeutung verliert. Prompt wird in Berlin offen ein Füh-
rungsanspruch erhoben, so u.a. vom Ko-Vorsitzenden der SPD, Klingbeil: „Deutschland muss den An-
spruch einer Führungsmacht haben. Nach knapp 80 Jahren der Zurückhaltung hat Deutschland heute 
eine neue Rolle im internationalen Koordinatensystem.“17 Dieser Führungsanspruch bezieht sich aller-
dings nur auf die EU und stellt die Unterordnung unter die Hegemonie der USA nicht in Frage.  
Das wird auch nach dem Ukrainekrieg so bleiben. Wie immer er ausgeht, die Konfronta4on mit Russland 
wird für lange Zeit bleiben und einen neuen „Eisernen Vorhang“ durch den Kon4nent ziehen. 
Innenpoli4sch heißt „Zeitenwende“, dass die unteren Klassen die Kosten tragen müssen. Schon jetzt 
kommt es zur Umverteilung vom Sozialen zum Militär, während die Profite der Rüstungsindustrie immer 
neue Höhen erreichen. 
Und – wie immer in solchen Fällen – gehört auch die Demokra4e zu den Verlierern. Gesinnungstreuer 
Konformismus wird eingefordert. Was früher der vaterlandslose Geselle oder Verräter war, ist heute der 
Pu*nversteher und Lumpenpazifist, während Heldenkitsch, Kriegsfähigkeit und der Kult des Kämpfers 
wieder hoffähig werden. Nach dem Vorbild der Unterstützung für Israel wird inzwischen auch das Be-
kenntnis zu NATO und Aufrüstung de facto zur „Staatsraison“ erhoben. Wer dabei nicht mitmacht, ris-
kiert aus dem zulässigen Diskurs ausgegrenzt zu werden. 

 
2. Der zentrale Konflikt auf dem Weg zur mul<polaren Weltordnung  
Eine mul4polare Weltordnung ist ein Schrig zur Pluralisierung der interna4onalen Beziehungen und zu 
realem Mul4lateralismus. Sie erweitert für aufsteigende Länder die Teilhabe an Entscheidungen über 
die Entwicklung des interna4onalen Systems. Zugleich erhöht sich die Handlungsmacht miglerer und 
kleinerer Länder. Es entstehen Spielräume, wenn gleichzei4ge oder wechselnde Koopera4onen mit ver-
schiedenen Großmächten möglich werden. ‚Mul*vektorielle Außenpoli*k‘ ist das S4chwort dafür.  
Auf dem Papier exis4ert das zwar alles bereits in der UN-Charta, u.a. im Prinzip der souveränen Gleich-
heit aller Staaten sowie dem Verbot der Einmischung in innere Angelegenheiten. Die machtpoli4sche 
Funk4onsweise des interna4onalen Systems hat dies in der Praxis immer wieder ignoriert. 
Der Umbruch birgt freilich auch beträchtliche Risiken. Historisch haben Änderungen der Hegemonial-
ordnung o: zu Krieg geführt. Eine Harvard-Studie hat 16 solcher Fälle in der Weltgeschichte untersucht. 
In zwölf davon kam es zum Krieg, darunter die beiden Weltkriege.18 
Aber auch ohne Krieg kann Mul4polarität leicht zur Zunahme von Konkurrenz, Spannungen, Instabilität 
und Unberechenbarkeit führen. Kernproblem ist dabei, dass die etablierte Hegemonialmacht nicht be-
reit ist, ihre Vormachtstellung aufzugeben und sich friedlich in die neue Ordnung einzufügen. 
Anders als bei früheren Umbrüchen dieser Art ist neu, dass der geopoli4sche Wandel mit menschheits-
geschichtlich einmaligen Risiken durch Klima- und andere Umweltprobleme zusammenfällt, deren Lö-
sung globale Koopera4on eigentlich zwingend erforderlich macht.  

 
17 Klingbeil, Lars, Rede zur Zeitenwende. 22.6.2022. S. 5. In: IPG Journal. h[ps://www.ipg-journal.de/rubriken/aussen-und-sicherheitspoli-
_k/ar_kel/lars-klingbeil-rede-zur-zeitenwende-6010/?utm_campaign=de_40_20220622&utm_medium=email&utm_source=newsle[er 
18 Allison, Graham. Des$ned for War: Can America and China Escape Thucydides's Trap? Boston/New York. 2017, S. 42 ff. 
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2.1. Washington will weiterhin die Weltordnung dominieren 
Die USA sind nicht bereit, ihre Vorherrschaft aufzugeben. So heißt es in der offiziellen Sicherheitsstra-
tegie der Biden Administration: „Es gibt kein Land das besser geeignet wäre mit Stärke und Entschieden-
heit zu führen als die Vereinigten Staaten von Amerika“.19 Das ist nicht nur Anspruch, sondern Washing-
ton versucht dies Tag für Tag in Praxis umzusetzen. Und das nicht erst seit heute. Bereits 1992 wurde 
erklärt, zukünftig nie wieder einen Rivalen, wie es die Sowjetunion war, hochkommen zu lassen: „Unser 
erstes Ziel ist, das Wiederauftreten eines neuen Rivalen auf dem Territorium der ehemaligen Sowjet-
union oder woanders zu verhindern,“ hieß es in der sog. Wolfowitz-Doktrin. 20 Und schon vor dem Ukra-
inekrieg wurden in zahlreichen offiziellen Dokumenten die Hauptfeinde explizit markiert: „China und 
Russland sind die wichtigsten Bedrohungen für eine Ära von Frieden und Wohlstand in der Welt,“ heißt 
es z.B. in der Militärdoktrin der US-Kriegsmarine von 2020. 21  
Man kann daher das internationale System nicht ohne das Agieren seines mächtigsten Akteurs verste-
hen. Mit Anti-Amerikanismus hat das nichts zu tun. 
Wenn China und Russland zu den Haupheinden erklärt werden, kann es nicht verwundern, dass die 
ihrerseits zur Lagerbildung gedrängt werden, wenngleich vor allem China versucht, einer Blockbildung 
durch plurale Netzwerke zu entgehen. Die massiven Sank4onen gegen China vor allem im Hightech-
Bereich sollen ein Gleichziehen mit den USA oder gar Überholen verhindern. Die Spannungen um Taiwan 
eskalieren. Zugleich nutzen die USA ihr Poten4al zur Lagerbildung im Indo-Pazifik mit Japan, Australien, 
Südkorea und den Philippinen. Auch Indien soll ins US-Lager gezogen werden – auch wenn die Aussich-
ten dafür eher gering sind.  
Russland gegenüber wurde der Ukrainekrieg zum Stellvertreterkrieg transformiert. Kriegsziel ist dabei 
erklärtermaßen die maximale Schwächung Russlands, ökonomisch wie militärisch, verbunden mit der 
Hoffnung auf einen Regimewechsel in Moskau. Allerdings hindert die Fortsetzung dieses Krieges die USA 
daran, sich voll auf den Kampf gegen China zu konzentrieren.  
Zur Durchsetzung seines Hegemonialanspruchs gegenüber Peking und Moskau grei: Washington in ers-
ter Linie auf den Einsatz seiner militärischen, technologischen und wirtscha:lichen Mach4nstrumente 
zurück, während ein Interessenausgleich durch poli4sche Konfliktlösung, Verhandlungen und Diploma-
4e ausgeschlossen bleiben. 
 

2.2. Atomarer Winter staK Klimaerwärmung? 
Mit der Atombombe exis4ert zum ersten Mal in der Menschheitsgeschichte eine Waffe, mit der die Gat-
tung des homo sapiens ausgeroget werden kann. Zwar gab es unter dem Schock der Kuba-Krise Verträge 
zur Rüstungskontrolle, die mit dem Gleichgewicht des Schreckens eine gewisse Stabilität und Entspan-
nung ermöglichten. Doch inzwischen haben wir wieder eine brandgefährliche Situa4on: die Verträge 
sind gekündigt, beginnend bereits 2001 mit der Kündigung des ABM-Vertrages durch die Bush-Administ-
ra4on, und es gibt neue, völlig unregulierte Technologien, deren militärische Anwendung unkalkulier-
bare Risiken erzeugen, darunter ein Kriegsausbruch aufgrund technischer Fehler. 
Die Konfronta4on findet nicht mehr nur zu Lande, zu Wasser und in der Lu: stag, sondern auch im 
Weltraum und im Cyberspace. Das erhöht zusätzlich das Misstrauen zwischen den Konfliktparteien und 
führt zu noch mehr Instabilität. Je weiter die Eskala4on getrieben wird, umso wahrscheinlicher ist ir-
gendwann ein Kontrollverlust. Die ukrainischen Angriffe auf das russische Atomwaffenradar zur Früher-
kennung anfliegender Nuklearwaffen verweisen auf dieses Risiko. 
Wenn es nicht bald zu Verhandlungen wenigstens über Rüstungskontrolle kommt, könnte der Welt stag 
der Klimaerwärmung ein atomarer Winter drohen. 
Die heißen Kriege in der Ukraine und in Nahost absorbieren schon jetzt große materielle und poli4sche 
Ressourcen und fesseln die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit. Dafür treten die Klima- und 

 
19 The White House. Na_onal Security Strategy. October 2022. h[ps://www.whitehouse.gov/wp-content/uploads/2022/10/Biden-Harris-
Administra_ons-Na_onal-Security-Strategy-10.2022.pdf 
20 New York Times, 7.3.1992. h[ps://www.ny_mes.com/1992/03/08/world/us-strategy-plan-calls-for-insuring-no-rivals-develop.html  
Wolfowitz war stellvertretender Verteidigungsminister. Sein Entwurf wurde von der New York Times geleakt, und musste daher aus Image-
gründen überarbeitet werden. Unabhängig davon ist die sog. ‚no rival Strategie‘ Kern der US-Geo-Strategie (s. auch Fußnote 6). 
21 Department of the Navy: Advantage at Sea. Prevailing with Integrated All-Domain Naval Power. December 2020. 
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Umweltkrisen in den Hintergrund. Der Ukraine-Krieg verursachte in den zwölf Monaten 2023 einen CO2-
Ausstoß von etwa 120 Millionen Tonnen, was etwa dem Ausstoß eines Landes wie Belgien entspricht.22 
Die Treibhausgasemissionen durch das Militär werden weltweit auf mindestens 1.644 und bis zu 3.484 
Millionen Tonnen im Jahr geschätzt. Das sind 3,3 bis 7,0 Prozent der globalen Emissionen.23 Und zwar im 
laufenden militärischen Betrieb, ohne die derzei4gen Kriege. Das ist in etwa der Ausstoß eines Landes 
wie Russland oder Indien. In die Zahlenwerke, die dem Kyoto-Protokoll 1997 und dem Pariser Abkom-
men 2015 zugrunde liegen, wurden die militärischen Belastungen absichtlich nicht aufgenommen. 
 

2.3. Neue US-Atomwaffen gegen Russland auf deutschem Boden 
Angesichts der vielen Zuspitzungen ist der Beschluss der USA, Marschflugkörper vom Typ Tomahawk, 
Migelstreckenraketen SM-6 und die Hyperschallwaffe Dark Eagle ab 2026 auf deutschem Boden zu sta-
4onieren, eine neue Qualität der Eskala4on. Tomahawk und Dark Eagle sind sowohl konven4onell als 
auch nuklear bestückbar und können Ziele im gesamten europäischen Teil Russlands angreifen, während 
die Vorwarnzeit im Vergleich zu den in Büchel dislozierten Kamp|ombern der sog. atomaren Teilhabe 
dras4sch schrump:.  
Einmal mehr handelt es sich hier um eine US-Maßnahme auf dem Territorium eines Drigstaates, die von 
Moskau nicht symmetrisch beantwortet werden kann, z.B. durch Raketensta4onierungen vor der Haus-
tür Washingtons, wie die Sowjetunion das 1962 in Kuba als Antwort auf US-Raketen in der Türkei tat. 
Die Sta4onierung verschiebt das strategische Gleichgewicht zugunsten der USA.  
Und sie wird in der Logik von Abschreckung und Gegenabschreckung zu russischen Maßnahmen führen, 
die Deutschland zum bevorzugten Ziel russischer Raketen machen. Mit der unterwürfigen Hinnahme der 
bereits seit 2021 geplanten Sta4onierung setzt die Bundesregierung das Land einer neuen atomarer 
Gefährdung aus - während Washington 8.000 km weit vom Schuss ist. 
Offiziell begründet wird die Sta4onierung mit der Behauptung einer ‚Sicherheitslücke‘, da Russland seit 
2018 Migelstreckenraketen vom Typ Iskander in seiner Exklave Kaliningrad mit einer Reichweite über 
500 km aufgestellt habe. Das sei ein Bruch des INF-Vertrages.24 Moskau behauptet, die Raketen hägen 
dagegen nur eine Reichweite von 480 km und wären damit vertragskonform.  
In der Auseinandersetzung unterschlägt die Bundesregierung zum einen, dass die USA schon 2016 in 
Rumänien und 2018 in Polen das Raketenabwehrsystem AEGIS/SM-3 installierten. 25 Moskau betrachtet 
das als Beeinträch4gung des strategischen Gleichgewichts. Zum anderen ging Washington auf den rus-
sischen Vorschlag einer gegensei4gen Verifika4on von Iskander und AEGIS/SM-3 nicht ein. 
An dem Verlauf der Schuldzuweisungen wird die Logik der Abschreckung kenntlich: die eigenen Absich-
ten werden verschleiert, was mit dem hochtrabenden Begriff „strategische Ambiguität“ auch noch zu 
ra4onaler Poli4k deklariert wird, und der Gegner soll in Angst versetzt werden, während die eigene Auf-
rüstung als reine Verteidigungsmaßnahme e4ke�ert wird. Heraus kommen die Zunahme der Spannun-
gen und Unsicherheit auf beiden Seiten.  
 

2.4. Demokra@e versus Autokra@e? 
Ideologisch rechher4gt der Westen die Konfronta4onspoli4k mit der Konstruk4on „Demokra*e versus 
Autokra*e“. Mit der Anrufung von ‚Werten‘ soll eine post-heroisch eingestellte Bevölkerung wieder zu 
Kriegsbereitscha: mo4viert werden. Notwendig ist dafür das seit ewigen Zeiten prak4zierte Verfahren, 
die Gegenseite als das schlechthin Böse darzustellen. „Es geht um den Unterschied zwischen Gut und 
Böse“ so Nikki Haley, ehemalige UNO-Botscha:erin der USA, stellvertretend für viele.26  

 
22 20 years climate focus. Climate damage caused by Russia’s war in Ukraine (First and second interim assessments). h[ps://climatefo-
cus.com/publica_ons/climate-damage-caused-by-russias-war-in-ukraine/ 
23 Auer, Mar_n (2023): Der CO2-S_efelabdruck des Militärs. h[ps://at.scien_sts4future.org/2023/05/15/co2-s_efelabdruck-des-militars/ 
24 Vertrag von 1987 über das Verbot landgestützter Mi[elstreckenraketen in Europa mit einer Reichweite von 500 – 5.500 km. Der Vertrag 
wurde von der Trump-Administra_on gekündigt. 
25 Washington erklärte, die Systeme dienten dem Schutz der EU vor iranischen Raketen. Von der iranischen Grenze ist es 1.500 km bis Rumä-
nien und 2.000 km bis Polen. Dagegen grenzt Polen direkt an das Gebiet der russischen Enklave Kaliningrad.  
26 Zi_ert nach: Telepolis, 24.8.2023. https://www.telepolis.de/features/Republikaner-Debatte-Blutbad-ueber-die-Ukraine-und-was-ist-mit-
China-9283499.html 
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Wenn man genauer hinschaut, entlarvt sich die scheinbar hochmoralische Einteilung der Welt in Gut 
und Böse jedoch als Doppelmoral. So heißt es in der o.g. US-Sicherheitsstrategie: „Die dringendste stra-
tegische Herausforderung für unsere Vision geht von Mächten aus, die autoritäres Regieren mit einer 
revisionis*schen Außenpoli*k verbinden.“ Daneben wird eine andere Kategorie von Autokra4en einge-
führt: „Viele Nicht-Demokra*en schließen sich den Demokra*en der Welt an, um diesen [revisionis4-
schen] Verhaltensweisen abzuschwören.“27 Es geht also nicht um Autokra4e als solche, sondern um das, 
was Washington zum ‚Revisionismus‘ erklärt, d.h. die Ablehnung der US-Dominanz. Man kreiert zwei 
Sorten von Autokra4e: die revisionis4schen in Peking und Moskau und die nicht-revisionis4schen, die 
als Partner akzep4ert werden. Auch Lars Klingbeil ist Anhänger solcher doppelten Standards: „Es ist klar, 
dass wir dabei auch mit Ländern zusammenarbeiten müssen, die nicht unsere Werte teilen oder sogar 
unsere GesellschaGsordnung ablehnen.“28 
Der zentrale Widerspruch im interna4onalen System ist keineswegs der zwischen Auto- und Demokra4e, 
sondern der zwischen dem Eintreten für eine nicht-hegemoniale, mul4polare Weltordnung auf der ei-
nen, und dem Versuch der Aufrechterhaltung von US/westlicher Dominanz auf der anderen Seite. 
Die poli4sche Funk4on des Narra4vs vom Widerspruch zwischen Auto- und Demokra4e besteht darin, 
das schon in der An4ke verkündete Dogma „Wenn du den Frieden willst, bereite den Krieg vor!“ plausibel 
zu machen. Dabei wird aber dessen grundlegender Defekt unterschlagen, nämlich dass die Gegenseite 
genauso denkt, und die Konfliktspirale auf diese Weise immer wieder angetrieben wird. Das o.g. Beispiel 
der Migelstreckenwaffen zeigt die prak4schen Folgen.  
Im Unterschied zu Interessenskonflikten kann es in moralischen Konflikten keine Kompromisse geben. 
Sie ähneln darin Glaubenskriegen Es sei denn, man einigt sich – wie schon im Augsburger Religionsfrie-
den 1555 - auf die friedliche Koexistenz unterschiedlicher Bekenntnisse. Ein ideologischer Konflikt zwi-
schen Demokra4e und Autoritarismus s4muliert eine Eskala4onsspirale mit Konfronta4on, Wegrüsten 
und Kaltem Krieg – bis es zum Kontrollverlust, dem heißen Krieg, kommt. 
 

3. Kontroversen in der Friedensbewegung bearbeiten 
Das Narra4v von Auto- versus Demokra4e besitzt bis in Teile der Friedensbewegung und der gesellscha:-
lichen Linken hinein einige Agrak4vität. Dem liegt eine ursprünglich emanzipatorische Inten4on zu-
grunde: die Verdammten dieser Erde zu befreien. Schon die Gründung von „Schwesterrepubliken“ durch 
französische Revolu4onstruppen im 18. Jahrhundert hage dieses Mo4v.29 Affinität zu diesem Verständ-
nis von Interna*onalismus – z.B. in der Kommunis*schen Interna*onale in ihren ersten Jahren und ihrem 
Ziel der Weltrevolu4on30 oder Che Guevaras Revolu4onsversuch in Bolivien - ist unübersehbar. Aller-
dings kann außenpoli4scher Messianismus von links unter Bedingungen von Konflikt und Spannungen 
im interna4onalen System höchst gefährlich werden, insbesondere wenn er mit dem ‚liberalen Interna-
*onalismus‘ konvergiert, mit dem der Westen gern eine aggressive Außenpoli4k rechher4gt. 
 

3.1. Demokra@e, Menschenrechte und na@onale Souveränität 
Ohnehin ist ein Großbegriff wie Demokra*e immer umstrigen, auch innerhalb der Friedensbewegung. 
Und es ist fraglich, ob je ein Konsens darüber zu erreichen ist. Erst recht, wenn es sich um die internen 
Verhältnisse eines anderen Landes handelt. Das ist auch nicht notwendig, wenn man die UN-Charta zur 
Souveränität und Nichteinmischung in die inneren Verhältnisse (insbes. Art. I, Abs. 2, Art. II, Abs. 1 und 
Abs. 7) respek4ert. Die Charta beruht ja gerade auf der Einsicht, dass angesichts unterschiedlicher Kul-
turen, Wertesysteme und poli4scher Ordnungen heilloses Chaos und Zerstörung entstünde, wenn jedes 
Land seine eigenen Vorstellungen anderen aufdrängen oder gar mit Gewalt aufzwingen wollte. 
Ähnliches gilt für Menschenrechte, wenn der Begriff als Kamp|egriff für geopoli4sche Interessen in 
Dienst genommen wird. Universalität der Menschenrechte bedeutet die Verpflichtung aller Mitglieds-
staaten, die Menschenrechte im eigenen Land zu verwirklichen (UN-Charta Art. I, Abs.3). Dazu gehören 

 
27 The White House. Na_onal Security Strategy, a.a.O. S. 8 
28 Klingbeil, Lars; a.a.O. S. 4 
29 Was auch schon damals umstri[en war. So schrieb Robespierre: „Niemand liebt die bewaffneten Missionare; der erste Rat, den die Natur 
und die Klugheit geben, ist der, sie als Feinde zurückzuschlagen.“ 
30  Das wurde später aus gutem Grund zurückgenommen und die Organisa_on 1943 aufgelöst. 
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auch die sozialen Menschenrechte, die auch vom Westen gern ausgeblendet werden. Sie ist aber keine 
Lizenz für Regime-Change von außen, oder gar für einen Angriffskrieg der NATO, wie z.B. 1999 gegen 
Jugoslawien, als der deutsche Außenminister meinte, man müsse „ein neues Auschwitz verhindern“. 
Auch Moskaus Rechher4gung für den Einmarsch in die Ukraine, das Land vom Faschismus zu befreien, 
gehört in die Kategorie unilateraler Anmaßung zur Interven4on in ein anderes Land. 
Nur für extreme Fälle wie Völkermord sieht die UN-Charta (Art. VII) genau definierte Ausnahmen vor. 
Demnach kann nur der UN-Sicherheitsrat die Befugnis zur Gewaltanwendung gegen ein Land erteilen. 
Das betri� auch die sog. Responsibility to Protect, die in den Nullerjahren, als die westliche Hegemonie 
noch ungebrochen schien, Konjunktur hage.31 Die Hürden für Eingriffe sind sehr hoch, nicht zuletzt 
durch Blockaden im Sicherheitsrat. Das wird bei russischen Vetos immer lauthals beklagt. Anders dage-
gen bei US-Vetos, wenn es um Israel geht. Allerdings zeigt die Entscheidung für einen Waffens4llstand 
in Gaza vom 10. Juni 2024, dass es auch anders geht; auch wenn der Beschluss von Israel - mit westlicher 
Duldung - ebenso wenig umgesetzt wurde, wie die Resolu4onen der Vollversammlung zu vielen anderen 
Konflikten.  
In Deutschland gibt es poli4sche Strömungen, die ein sehr distanziertes Verhältnis zu na4onaler Souve-
ränität und dem Gebot der Nichteinmischung haben. Sie berufen sich dabei auf die Erfahrungen mit dem 
exzessiven Na4onalismus der deutschen Geschichte – und sind insofern typisch deutsch. Der hohe Stel-
lenwert von Souveränität und Nichteinmischung im Völkerrecht ist aber Reak4on auf die lange Ge-
schichte der Unterwerfung und Ausbeutung fremder Länder im Kolonialismus, Imperialismus und Neo-
kolonialismus. Das vergisst man im Globalen Süden nicht. 
Zudem reagiert gerade der Westen selbst extrem empfindlich, wenn er glaubt, andere Länder würden 
sich in seine inneren Verhältnisse einmischen. Allerdings ist bei der allfälligen Empörung über tatsächli-
che oder angebliche Desinforma4on und Cyberagacken aus Russland und China o: schwer zwischen 
Fakt und Fake, zwischen Realität, Propaganda und Verschwörungstheorie zu unterscheiden.  
 

3.2. Widersprüche zwischen Frieden und Menschenrechten? 
Die ideologische Aufladung zwischenstaatlicher Beziehungen mit unilateralen Wertorien4erungen führt 
dazu, dass von fundamentalis4schen Gegensätzen ausgegangen und nach Strategien gesucht wird, den 
jeweils anderen einzudämmen oder ganz auszuschalten.  
Natürlich ist die Steinigung von Ehebrecherinnen in Saudi-Arabien, die Theokra4e der Mullahs und der 
Taliban, die Diskriminierung religiöser, ethnischer, poli4scher u.a. Minderheiten in vielen Teilen der Welt 
– darunter auch im Westen - schwer zu ertragen. Kri4k und Protest aus der Zivilgesellscha: ist selbstver-
ständlich legi4m. Auch für die Friedensbewegung bleibt interna4onalis4sche Solidarität mit Pazifisten, 
Kriegsdienstverweigerern u.a. Kriegsgegnern, die Repressionen und Verfolgung ausgesetzt sind, auf der 
Tagesordnung. Allerdings muss sie sich dabei klar von geopoli4scher Instrumentalisierung von Men-
schenrechten durch Regierungen oder militaris4schen Krä:en abgrenzen. 
Zudem ist Friedenspoli4k per se auch Menschenrechtspoli4k, denn die unmenschliche Brutalität des 
Krieges, die Toten, Verstümmelten, Trauma4sierten, die Kriegsverbrechen sowie die sozialen und poli4-
schen Folgen von Zerstörung und Hass sind schwerste Verletzung der Menschenrechte. 
O: sind Menschenrechtsfragen mit dem Recht auf Selbstbes4mmung von Minderheiten verknüp:, vor 
allem, wenn die Minderheiten Diskriminierungen ausgesetzt sind. Wenn diese dann staatliche Unabhän-
gigkeit anstreben, entstehen scharfe Konflikte, in denen das Recht auf Selbstbes4mmung in Widerspruch 
zum Recht auf territoriale Integrität des Mehrheitsstaates gerät. Spektakuläre Beispiele sind Kurdistan, 
Kosovo, die Kriege zwischen Armenien und Aserbaidschan um Berg-Karabach, Nord-Zypern oder die 
Westsahara, aber auch Katalonien oder Schogland. Und natürlich die Taiwan- und die Paläs4nafrage. 
Auch in der Ukraine ist das Selbstbes4mmungsrecht der Bewohner der Krim und des Donbass eine wich-
4ge Komponente des Konflikts. Zusätzliche Brisanz gewinnen solche Konflikte, wenn sie Teil geopoli4-
scher Einmischung von ausländischen Mächten und entsprechend instrumentalisiert werden. 
 

 

 
31 Resolution A/RES/60/1 der UN-Vollversammlung, 16.9.2005 
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3.3. Instrumentalisierung von Menschenrechten provoziert Wagenburgverhalten 
Die geopoli4sche Instrumentalisierung von Demokra4e und Menschenrechten erzeugt permanent Span-
nungen im interna4onalen System. Ein Klima der Konfronta4on führt aber auch dazu, dass Autoritaris-
mus und Repression in einem Land, das sich bedroht fühlt, entstehen, bzw. dort wo sie bereits exis4eren, 
sich weiter verstärken. Es trig das Wagenburg-Phänomen ein, d.h. Abwehrhaltung nach außen führt 
auch immer zu Konformitätsdruck nach innen. 
Das gilt für alle Seiten. Das Verbot russischer Sender und Zeitungen durch die EU und die Cancel Culture 
gegen alles Russische, oder auch die deutsche „Staatsraison“ im Gaza-Krieg haben zwar noch nicht das 
Ausmaß an Autoritarismus wie in der Ukraine und Russland erreicht, aber grundsätzlich grei: hier die 
gleiche Logik der Wagenburg. 
Eine neue Dimension entsteht dabei durch das Internet und die Integra4on des Cyberspace in die Kon-
fronta4on. Auch hier sind die USA führend. Ihr Geheimdienstsystem - 18 Ins4tu4onen mit über 800.000 
Mitarbeitern - verfügte amtlichen Angaben zufolge 2023 über ein Budget von 99,6 Mrd. Dollar, wovon 
27,9 Mrd. auf den militärischen Bereich enhielen.32 Zum Vergleich: die russischen Militärausgaben be-
trugen 2023, dem zweiten Kriegsjahr in der Ukraine, insgesamt 109 Mrd. Dollar.33  
 

3.4. Krieg, Moral und Ra@onalität 
Eng verbunden mit dem Narra4v von Auto- versus Demokra4e ist der Umgang mit Konflikt und Krieg in 
ausschließlich moralischen Kategorien. Das führt zu einer bequemen Reduk4on einer komplexen Wirk-
lichkeit auf zwei Variablen: „gut“ und „böse“. Diese wiederum beruhen meist auf lange etablierten 
Feindbildern und archetypischen Klischees, wie der ‚Gefahr aus dem Osten‘ oder dem Bild von David & 
Goliath. Darin wird z.B. der ‚David Ukraine‘ Opfer von ‚Goliath Russland‘. Vor allem bei vielen jungen 
Leuten gibt es auch die Wahrnehmung: ‚Goliath Israel‘ gegen ‚David Paläs*na‘! Das sind Strategien, die 
eigene Iden4tät aus den realen Widersprüchen herauszunehmen und sich der einen oder anderen Seite 
zu unterwerfen. Eine autonome Friedensbewegung wird damit unmöglich.  
Moralisch begründete Parteinahme ist auch deshalb agrak4v, weil sie ein Überlegenheitsgefühl vermit-
telt. Denn „Wir“ sind natürlich „die Guten“. Moral mu4ert dann zu selbstgerechtem Moralisieren, wie es 
sehr typisch von der links-liberalen Avantgarde des Bellizismus, dem militaris4schen Mainstream und 
ihrer Erzählung von der „wertegeleiteten Außenpoli*k“ vertreten wird. 
Allerdings ist Moral nur solange glaubwürdig, wie sie unteilbar ist. Wer selbst das Völkerrecht mit Füßen 
trig, wie die NATO in Jugoslawien, oder die US-geführte „Koali4on der Willigen“ im Irak 2003 – darunter 
die Ukraine mit dem sechstgrößten Truppenkon4ngent von 36 - prak4ziert Doppelmoral.  
Doppelmoral ist auch im Spiel, wenn es um das Recht auf Selbstbes4mmung geht, z.B. des Kosovo oder 
Taiwans. Da gilt dessen Durchsetzung mit Krieg bzw. militärischen Drohungen durch den Westen als ge-
rechher4gt, während der gleiche Vorgang im Fall der Krim oder des Donbass‘ zu Separa4smus erklärt 
und seine militärische Niederschlagung unterstützt wird.  
Heuchlerische Doppelstandards gelten auch beim Thema Annexionen. So bleiben die Annexion von 
Nordzypern und Teilen des kurdisch besiedelten Nordsyriens durch das NATO-Mitglied Türkei oder die 
der Golanhöhen und Ostjerusalems durch Israel ohne prak4sche Konsequenzen seitens des Westens. 
Die Annexion der Westsahara durch Marokko wurde, entgegen klarer UN-Beschlüsse, durch die USA 
sogar formell anerkannt, und Frankreich ist dabei, sich dem anzuschließen. 
Aus alledem folgt kein Plädoyer für Amoralität. Auch emanzipatorische Friedenspoli4k braucht einen 
moralischen Kompass. Aber wenn Krieg verhindert oder beendet werden soll, helfen moralische Empö-
rung oder gar moralisierender Hass nicht weiter. Im Gegenteil. Hass erzeugt Gegenhass und die Sehn-
sucht nach Rache und treibt so die Spirale der Gewalt immer weiter. Stagdessen muss man die Ursachen 
von Konflikten ra4onal begreifen. Wissen und ra4onale Erkenntnis sind die Vorbedingung für mündige 
moralische Entscheidungen. 
 

 
32 Office of the Director of the Na_onal Intelligence. h[ps://www.dni.gov/index.php 
33 SIPRI. Trends in Military expenditure, 2023. h[ps://www.sipri.org/sites/default/files/2024-04/2404_fs_milex_2023.pdf 
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4. Anforderungen an Friedenspoli<k auf der Höhe der Zeit 
Erste Aufgabe einer zeitgemäßen Friedenspoli4k ist es, die Komplexität der neuen Weltordnung zu ver-
stehen und in Argumenta4on und Praxis einzubeziehen. Gefragt ist ein aufgeklärter Realismus, ein nüch-
terner Umgang mit Geopoli4k, allerdings auf Grundlage friedenspoli4scher Wertorien4erungen.  
Dazu gehören die klare Haltung gegen Tod und Zerstörung durch Krieg und die Orien4erung an der UN-
Charta: Diploma4e und poli4sche Konfliktlösung, Koopera4on, ungeteilte, gemeinsame Sicherheit, sou-
veräne Gleichheit aller Staaten, friedliche Koexistenz, Rüstungskontrolle und Abrüstung. 
Notwendig ist die qualifizierte Auseinandersetzung mit Bellizismus und Militarismus und deren schein-
bar plausiblen Argumenten. Die Friedensbewegung und die gesellscha:liche und poli4sche Linke sollten 
den Sirenengesängen einer ‚Burgfriedens-Poli*k‘, auf die die SPD sich im Ersten Weltkrieg einließ, nicht 
folgen.  
Dabei gilt es, sich Diffamierungen wie ‚Pu*nversteher‘, An4amerikanismus und dem Missbrauch des An-
4semi4smusvorwurfs u.ä., die auf Denkverbote und die Unterdrückung freier Meinungsäußerung hin-
auslaufen, selbstbewusst zu entziehen.  
Friedenspoli4k iden4fiziert sich nicht prinzipiell oder dauerha: mit einem Land oder einem Lager. Das 
gilt auch für das eigene Land/Lager, d.h. Absage an Na4onalismus, Euro-Na4onalismus und die Iden4fi-
ka4on mit irgendeiner Wagenburg, auch nicht mit der des Westens.  
Das schließt nicht aus, im konkreten Fall Vorschläge einer Seite zu unterstützen, wenn sie friedenspoli-
4sch sinnvoll sind. Das gilt auch für entsprechende Ini4a4ven aus ‚Feindesland‘.  
Nicht möglich ist in einer interdependenten Welt und unter Bedingungen der existenziellen Bedrohung 
durch Massenvernichtungsmigel die Haltung „Alles Imperialisten, aus deren Händel halten wir uns raus“.  
Strategische Autonomie der EU, die darauf hinausläu:, klassische Großmacht zu werden, ist keine frie-
denspoli4sche Op4on. Gebraucht wird eine Autonomie, die mit einem anderen Poli4ktypus einhergeht, 
der auf Frieden, Koexistenz, Abrüstung, gemeinsamer Sicherheit und Koopera4on beruht.  
Schon in Vorkriegszeiten gehört die Kri4k an ideologischen Feindbildern, die eine wesentliche Voraus-
setzung für außenpoli4sche Aggressivität schaffen, zu den Aufgaben von Friedenspoli4k. Dazu ist es auch 
notwendig, autonome Exper4se über ‚die Feinde‘ zu entwickeln, um nicht von staatstragenden ‚Exper-
ten‘, selbsternannten Think Tanks und einschlägigen Ins4tuten abhängig zu sein. 
Eine andere Außenpoli4k für Deutschland liegt in der Verantwortung der deutschen Friedenskrä:e. Das 
kann ihnen niemand abnehmen und muss im Migelpunkt ihrer Arbeit stehen. Ihre Aufgabe ist es, der 
Militarisierung der Gesellscha:, der Aufrüstung und den Großmachtambi4onen des herrschenden 
Blocks – sei es in deutscher, EU- oder NATO-Gestalt – entgegenzutreten.  
Kontroversen innerhalb der Friedensbewegung sollten in sachlicher und solidarischer Form ausgetragen 
werden und nicht zu Konfronta4on und gegensei4ger Ausgrenzung führen. Grenzen der Toleranz gibt es 
nur gegenüber rechtsextremis4schen, na4onalis4schen, militaris4schen u.ä. Krä:en. 34 
Die herrschende Poli4k führt zu Demokra4eabbau und zu sozialen Belastungen vor allem der subalter-
nen Klassen und Schichten. Das muss eine wich4ge Rolle friedenspoli4scher Argumenta4on sein, nicht 
zuletzt, weil hier äußerst wich4ge Ansatzpunkte für Gegenmachtbildung liegen.  
Auch ist es den Kalten Kriegern der Zeitenwende, trotz intensiver Gesinnungsmassage durch die staats-
tragenden Medien, noch immer nicht gelungen, die Bevölkerung voll auf ihre Seite zu ziehen. Wie Um-
fragen immer wieder bestä4gen, gibt es weiterhin starke post-heroische Einstellungen und eine Ableh-
nung weiter Teile der Bevölkerung, sich auf „Kriegstüch4gkeit“ trimmen zu lassen.  
Das gibt Anlass zu der Zuversicht, dass die Friedensbewegung wieder stark und einflussreich werden 
kann. 
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34 Siehe ausführlich dazu das Diskussionspapier unserer Ini_a_ve von 2023: Rechtsoffenheit in der Friedensbewegung – KampYegriff oder reales 
Problem? h[ps://nie-wieder-krieg.org/wp-content/uploads/2023/08/Rechtsoffenheit_Kampyegriff_oder_reales_Problem.pdf 




